ge 


Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 4. 


(No. 1776.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. Februar 1837., wegen der geſetzlichen Feiertage 
2J 30.» else der katholiſchen e in der Rheinprovinz. 
A, Ae, 18] 


Da Zweifel erhoben ſind, auf welche Feiertage der katholiſchen Kirche Meine 
Order vom 5. Juli 1832. (Geſetzſammlung S. 197.) zu beziehen ſey, ſo erklaͤre 
Ich hierdurch, daß dieſe geſetzliche Beſtimmung in allen Theilen der Rheinpro⸗ 
vinz auf den Neujahrstag, den Oſtermontag, den Bußtag, den Chriſti-Himmel⸗ 
fahrtstag, den Pfingſtmontag, den Allerheiligentag, den Chriſttag und den zweiten 
Weihnachtstag, ſo wie auf alle Sonntage, Anwendung finden ſoll. Das Staats⸗ 
miniſterium hat dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
Berlin, den 7. Februar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1776 1777.) Jahrgang 1837. E (No. 1777.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 24. März 1837.) 
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(No. 1777.) %% nach welchem das Ufergeld für das Ein- und Ausſchiffen bei Neuſalz a. d. O. 
E zu entrichten iſt. Vom 13. Februar 1837. 


Es wird entrichtet: 

J. Fuͤr Kaͤhne, 
wahrend der Dauer des Ein⸗ und Ausladens (die ein⸗ und auszuladen⸗ 
den Gegenſtaͤnde mögen mittelbar oder unmittelbar von den Wagen in den 
Kahn, oder aus dem Kahn auf die Wagen geladen werden) und waͤh⸗ 
rend der Zeit, wo das Ufer bei der Ladungsſtelle zum Aufſetzen und Lie⸗ 
gen der ein⸗ oder ausgeladenen Gegenſtaͤnde benutzt wird, pro Tag 


10 Sgr. — Pf. 
II. Für kleine Quantitaͤten (halbe oder viertel Kahnsla⸗ 
dungen, oder fuͤr Ladungen in kleinen Kaͤhnen) 
a) wenn das Ein⸗ oder Ausſchiffen 3 Stunden oder 
kuͤFrzere Zeit dauerr ii. 3 — 
b) über 3 bis 6 Stundee n Bag 


über ſechs Stunden wird für einen Tag gerechnet 
und der Satz ad I. entrichtet. 
III. Fuͤr Floͤße, Boden und dergleichen waͤhrend der 
Dauer des Auswaſchens und fo lange die Höher von 
der Ausladeſtelle nicht abgeruͤckt werden, wegen des erfor⸗ 
derlichen größeren Raumes pro Tag er 2 —; 
IV. Bei nur theilweiſer Aus waſchung der Boden, 
Floͤße ꝛc. N 
a) wenn das Auswaſchen 3 Stunden und kuͤrzere Zeit 
DONE een J 77 
b) uͤber 3 bis 6 Stunden rn. 10 ꝑ᷑ũ⸗ — 
Zufaͤtzliche Beſtimmungen. 
a) Die Tage, wo angefangen und geendet wird, werden fuͤr volle Tage 
gerechnet; n N 
b) ſollen die Gegenftände nicht ſofort eingeladen oder abgeholt werden, ſo 
muß der Raum für deren Niederlegung fo gewaͤhlt werden, daß die 
Ladungsſtelle für andere Kaͤhne nicht beſchraͤnkt wird, und es iſt der An⸗ 
weiſung der Beamten hierunter unbedingt Folge zu leiſten. 
Berlin, den 13. Februar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 
(No. 1778.) 


E 
* * 


en 


(No. 1778.) Tarif, nach welchem das Niederlagegeld für Benutzung des Abladeplatzes am 
Oder⸗Ufer zu Neuſalz zu entrichten iſt. Vom 13. Februar 1837. 


1) ur den erſten Kalendermonat wird entrichtet, und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied der zu lagernden Gegenſtaͤnde, bei Benutzung eines Raumes von 
weniger als 36 Quadratfuß nichts, 
von + IRuthe, oder 36 (J Fuß bis ausſchließlich 2URuthe — Sgr. 6 Pf. 

ed = „ 2 2 1 * 

= : 108 ⸗ 2 2 1:2 6% 

2 » 144 ⸗ = * 14 2 * 
und fo ferner für jede Viertel⸗Quadrat⸗Ruthe mehr, ein halber Silber⸗ 
groſchen mehr. 2 

2) Fuͤr jeden folgenden Kalendermonat der Benutzung erhöhen ſich die vor⸗ 
ſtehend beſtimmten Saͤtze um den vierten Theil, ſo daß beiſpielweiſe 

im 2ten Monate für 1 Quadratru the. . 27 Sgr. 
» sten 2 „ 1 3 — 3 2 
zu entrichten find. 

3) Weniger als ein halber Kalendermonat bleibt außer Betracht, mehr als 
ein halber gilt fuͤr einen ganzen Monat. 

Berlin, den 13. Februar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 


— 2 


— 
vun 


? 
7 
z 


ale N 


— 2 


(No. 1778— 1779.) E2 (Jo. 1779, 
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Co. 1779.) Verordnung für den Juſtitiarius der Königlichen und Prinzlichen Hofmarſchall— 
24 dle, fe. Aemter. Vom 9. März 1837. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da die Inſtruktion vom 13. November 1809. fuͤr die Unſerm Hofmar⸗ 
ſchall-Amte und der Garten⸗Intendantur als Aſſiſtenten in vorkommenden Rechts⸗ 
und Hof Polizeifachen beigeordneten Juſtizperſonen bei dem gegenwaͤrtigen Stande 
der Geſetzgebung nicht mehr ausreicht, ſo verordnen Wir auf den Antrag Un⸗ 
ſers Juſtizminiſters wie folgt: 


F. 1. 
Es wird ein Juſtitiarius Unſeres Hofmarſchall⸗Amts und der Garten⸗In⸗ 
tendantur angeſtellt, welcher in Berlin ſeinen Sitz hat. 


6. 2. 
Der Juſtitiarius iſt beſtaͤndiger Kommiſſarius des Kammergerichts in den 
nach . 5. dieſer Verordnung feiner Bearbeitung uͤberwieſenen Nechtsſachen. 


$. 3. 

Seine Kompetenz erſtreckt ſich nach näherer Beſtimmung des F. 4. ſo⸗ 
wohl auf Unſere Hofdienerſchaft, als auf die der Prinzen und Prinzeſſinnen 
Unſers Koͤniglichen Hauſes, jedoch mit Ausnahme derjenigen des Prinzen Auguſt 
Koͤniglicher Hoheit, ſoweit dieſe Dienerſchaft bei Hofhaltungen angeſtellt iſt, die 
ſich in Berlin, Potsdam, Charlottenburg und den Umgebungen dieſer Städte, 
fo wie den benachbarten Dörfern befinden. Der Juſtitiarius iſt ſchuldig, wenig⸗ 
ſtens monatlich einmal in Potsdam fuͤr die dort und in der Umgebung dieſer 
Stadt vorkommenden Geſchaͤfte Gerichtstage abzuhalten. 


F. 4. 

Alle Offizianten und Hofbediente, von dem Kammerdiener einſchließ⸗ 
lich und denen, die dieſem gleichſtehen, abwaͤrts, ſo wie alle Gartenbediente 
vom Hofgaͤrtner einſchließlich abwaͤrts, ſind bei ihm Recht zu nehmen ſchuldig. 
Nur die Beamten Unſeres Hofmarſch all⸗Amts und Unſerer Garten⸗Intendantur, 
ſo wie die Hof⸗Baubeamten verbleiben ohne Unterſchied des Ranges unter der 
Gerichtsbarkeit des Kammergerichts und reſp. des Hausvoigteigerichts. Auch 
Unſere Stallbedienten ohne Ausnahme behalten ihren bisherigen Gerichtsſtand, 
dagegen ſollen die Stalldiener aller Grade, welche bei den Hofhaltungen der 

Prin⸗ 
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Prinzen und Prinzeſſinnen Unſeres Koͤniglichen Hauſes angeſtellt ſind, der Ju⸗ 
risdiktion des Juſtitigrius unterworfen ſeyn. 

Die Frauen der gedachten Hofbedienten und die in ihrer vaͤterlichen Ge⸗ 
walt ſtehenden Kinder ſind in Prozeß- und Unterſuchungsſachen in gleicher Art 
bei dem Juſtitiar Recht zu nehmen ſchuldig, wie dieſe Hofbedienten ſelbſt. 

In Anſehung des Gerichtsſtandes in Rekonventionsſachen uͤberhaupt ver⸗ 
bleibt es bei den hierüber geltenden allgemeinen Beſtimmungen, Tit. 19. Th. I. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung. 


F. 5. 
Zu den Geſchaͤftskreiſen des Juſtitiarius gehört: 

1) die Inſtruktion und Entſcheidung aller perſoͤnlichen Klagen, ausſchließlich 
der Eheſcheidungsſachen, und diejenige aller Injurienſachen, es moͤgen die⸗ 
ſelben im Wege einer Injurienklage oder einer fiskaliſchen Unterſuchung 
einzuleiten ſeyn; a 

2) die Verfuͤgung und Leitung der Exekutionen; 

3) die Beſorgung der Siegelungen innerhalb und außerhalb Unſerer und 
Prinzlicher Schloͤſſer und Palais; a 

4) bei allen Erbfaͤllen die Sicherſtellung der Maſſe, bis die ordentlichen Be⸗ 
hoͤrden einſchreiten koͤnnen, daher auch Berichtserſtattung und Mitthei⸗ 
lungen an dieſe Behörden über die vorgekommenen Erbfaͤlle; 

5) die Erledigung der Requiſitionen anderer Behörden, wenn dieſe Requiſi⸗ 

tionen ſich auf Perſonen und Gegenſtaͤnde beziehen, die der Gerichtsbar⸗ 
keeit des Juſtitiarius unterworfen ſind; 

6) die Aufnahme und Ausfertigung aller Verhandlungen der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit unter Lebendigen, bei denen Unſer Hofmarſchall⸗Amt, oder 
die Hofmarſchall⸗-Aemter der Prinzen und Prinzeſſinnen Unſeres Koͤnig⸗ 

lichen Hauſes auf irgend eine Art konkurriren, oder an denen die, der 

Kompetenz des Juſtitiarius uͤberwieſenen Perſonen aus Unſerer oder der 

Prinzlichen Hofdienerſchaft ſelbſt Theil nehmen. Auch Teſtamente, Ko⸗ 

dizille und Erbvertraͤge von dieſen Perſonen aufzunehmen, iſt der Juſti⸗ 

tigrius befugt, doch muß er dieſelben, ſoweit ihre Depoſition noͤthig iſt, 
ſofort nach der Aufnahme dem Kammergericht einſenden, damit dieſes die 
letztwillige Verfuͤgung zum Depoſitum nimmt; 

die Unterſuchung und Aburtelung ſolcher Vergehen, bei denen nur ein po⸗ 

lizeiliches Verfahren ſtattfindet, und der Veruntreuungen, Betruͤgereien 

und gemeinen Diebſtaͤhle, letztere moͤgen mit oder ohne erſchwerende Um⸗ 
ſtaͤnde veruͤbt ſeyn, wenn der Gegenſtand dieſer Vergehen den Betrag 
von 5 Rrhlr. nicht uͤberſteigt; 

(No. 1779.) a 8) die 
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8) die Ausübung einer korrektionellen Polizeigewalt, gemeinſchaftlich mit dem 

Chef des betreffenden Hofmarſchall⸗Amtes. N 

Dieſe Funktion tritt ein, wenn ein Untergebener ſich der Inſubordi⸗ 

nation, der Inſolenz und der Trunkenheit, ſo wie uͤberhaupt der Unregel⸗ 

maͤßigkeit bei ‘feiner Dienſtfuͤhrung und in feiner Fuͤhrung überhaupt, 
ſchuldig macht. 

Die fuͤr dieſe unter Nr. 8. erwaͤhnten Vergehen zu verhaͤngenden 
Strafen, inſoweit ſie eine achttaͤgige Gefaͤngnißſtrafe nicht uͤberſteigen, ſetzt 
der Juſtitiarius nach vorgaͤngiger Berathung mit dem Chef des betref⸗ 
fenden Hofmarſchall⸗Amts durch ein Reſolut feſt, wogegen weder ein 
Rechtsmittel, noch die Berufung auf foͤrmliche gerichtliche Unterſuchung 
und Entſcheidung zulaͤſſig iſt. 

Endlich 
9) gehoͤrt zu den Funktionen des Juſtitiarius die Vollſtreckung aller von 
ihm erkannten Strafen. 


F. 6. 

Bei ſolchen Vergehen, die nicht zur Entſcheidung des Juſtitiarius gehoͤ⸗ 

ren, ‚gebührt ihm der erſte Angriff, die Feſtſtellung des Thatbeſtandes, und in 

den dazu geeigneten Faͤllen die Verhaftung des Angeſchuldigten. Das weitere 
Verfahren bleibt aber den dazu eingeſetzten ordentlichen Behoͤrden uͤberlaſſen. 


Vet: 

Eine eigene Depoſitalverwaltung führt der Juſtitiarius nicht. Wenn Des 
poſita vorkommen, ſo muͤſſen dieſe bei dem Depoſitorio des Kammergerichts oder 
des Stadtgerichts zu Potsdam vereinnahmt werden. N 

Vis dieſe Vereinnahmung erfolgt, fo wie überhaupt bei bloßen Aſſerva⸗ 
tionen, werden die Aſſervate in der Kaffe Unſeres Hofmarſchall⸗Amts aufbewahrt. 
Der jedesmalige Rendant führt darüber ein beſonderes Aſſervatenbuch und der 
Juſtitiarius ein Aſſervaten⸗Kontrollbuch. 


F. 8. 8 
Kriminal- und Prozeßtabellen hat der Juſtitiarius eben fo wie die Un⸗ 
tergerichte einzureichen. 
a $. 9. i 

Dem Juſtitiarius werden ein Protokollfuͤhrer, welcher zugleich alle vor⸗ 
kommende Subalterngeſchaͤfte, mit Ausſchluß der Expeditionen und Kaſſengeſchaͤfte, 
zu übernehmen ſchuldig iſt, und Boten beigeordnet, welche die Inſinuationen zu 
beſorgen und die Exekutionen zu vollſtrecken haben. . 
N $. 10. 
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$. 10. 


Alle zu erkennende Gefaͤngnißſtrafen und die im Wege der Exekution zu 
verhaͤngenden Perſonalarreſte werden in den Gefangenanſtalten des Kammer⸗ 
gerichts und des Stadtgerichts in Potsdam vollſtreckt. 


g. 11. 


Als Gerichtsſtelle beſtimmen Wir Unſer Hofmarſchall⸗Amt in Berlin und 
reſp. in Potsdam, woſelbſt Unſer Hofmarſchall ein Lokal dazu anweiſen wird. 
Dort find alle Betheiligte, mithin auch die nach $. 3. der Kompetenz des Ju⸗ 
flitiarius unterworfenen, zur Dienerſchaft der Prinzen und Prinzeſſinnen Unſeres 
Koͤniglichen Hauſes gehoͤrigen Perſonen und ihre Angehoͤrigen der bezeichneten 
Art Recht zu nehmen ſchuldig. 

$. 12. 

Der Inſtanzenzug bleibt derſelbe, welcher es geweſen ſeyn wuͤrde, wenn 
die Sachen reſp. vom Kammergericht oder vom Haussvoigteigericht bearbeitet 
worden waͤren. Gegen die Entſcheidungen des Juſtitiarius ſind dieſelben Rechts⸗ 
mittel, wie gegen Erkenntniſſe des Hausvoigteigerichts, zuläffig. 


9. 13. 


Bei den Verhandlungen, welche hier in Berlin vor dem Juſtitiarius 
ſchweben, ſind die Juſtizkommiſſarien des Kammergerichts, und bei denen, die in 
Potsdam vorgenommen werden, diejenigen des dortigen Stadtgerichts, die Par⸗ 
theien zu vertreten befugt. 

F. 14. 


Koſten werden nach geſetzlichen Grundſaͤtzen jedoch nur in den Faͤllen an⸗ 
geſetzt, wo ſie nicht Unſern oder den Prinzlichen Bedienten zur Laſt fallen, oder 
wo ſie bei Kontrakten von Perſonen uͤbernommen werden, die mit den Hofmar⸗ 
ſchall⸗Aemtern kontrahirt haben. Unſere und die Prinzlichen Bedienten haben in 
Prozeſſen, Unterſuchungen und ſonſt nur die baaren Auslagen zu tragen, zu wel⸗ 
chen baaren Auslagen beſonders Stempelgefaͤlle, Porto, Kopialien, Botengebuͤh⸗ 
ren und Gebuͤhren der Exekutoren gehoͤren, ſoweit dergleichen Auslagen uͤber⸗ 
haupt geſetzlich eingefordert werden duͤrfen. 

Werden von dem Juſtitiarius Vertraͤge abgeſchloſſen, in denen uͤber 
Grundſtuͤcke verfügt wird oder dieſelben verpfaͤndet werden, fo haben auch die 
zu Unſerer oder der Prinzlichen Dienerſchaft gehoͤrenden Perſonen die vollen 
Koſten und nn zu entrichten. 

F. 15. 

Die genen Koſten werden Unſerem Hofmarſchall⸗Amte allein e en. 

(No. 1779.) $. 16. 
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Zur Deckung der baaren Auslagen iſt der Juſtitiarius Koſtenvorſchuͤſſe 
eben fo, wie das Kammer- und Hausvoigteigericht einzuziehen berechtigt. Per⸗ 
ſonen aus Unſerer oder der Koͤniglichen Prinzen oder Prinzeſſinnen Dienerſchaft 
beſtellen aber dergleichen nicht. 


K 17 


Sollte bei Beſchwerden der niederen Hofbedienten gegen ihre unmittel⸗ 
baren Vorgeſetzten das betreffende Hofmarſchall⸗Amt die Vernehmung des Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrers fuͤr noͤthig erachten, ſo kann ſich der Juſtitiarius dieſer Verneh⸗ 
mung nicht entziehen. Beſchwerden uͤber den Juſtitiarius find beim Kammer⸗ 
gericht anzubringen. a 


9. 18. 


Die Verordnung tritt mit dem 1. Mai dieſes Jahres in Geſetzeskraft. 
Alle bis dahin anhaͤngig gewordene Sachen verbleiben durchgehends dem bisher 
kompetent geweſenen Gerichte. ; 

Berlin, den 9. März 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. 


